
Sehr geehrter Herr Barroso, Hamburg, 25 Juni 2011

Sie würdigten den Mut der vor kurzem verstorbenen Bürgerrechtlerin Jelena Bonner, 

deren Kampf für Freiheit, Demokratie und Menschenrechte. Ich habe ein bisschen 

gelesen in den Gesetzbüchern, in denen die Rechte der Menschen geschrieben stehen. 

Machen Sie es bitte zu ihrer Aufgabe, arbeitslosen Menschen in einigen euro-

päischen Ländern ihr Recht auf Arbeit und den dazugehörigen Mindestlohn, zukommen 

zu lassen (AEUV Artikel 151 mit Verpflichtung auf die ESC). 

Griechenland ist hinsichtlich seiner Zahlungsbilanz in Schwierigkeiten, die mit 

Krediten gemäß AEUV Art. 143(2)c) vorübergehend, aber nicht dauerhaft beseitigt 

werden. Mit Blick auf andere Mitgliedsstaaten der EU sind weitere Artikel (145 ff) 

beachtenswert. 

Eine Beschäftigungsstrategie im europäischen Raum der (inneren) Sicherheit und des 

Rechts, geeignet zur Beseitigung der Armut und zum Schutz der Menschenrechte kann 

sofort gestartet werden. Das aktuelle griechische Sparpaket, geht zu Lasten der 

Bevölkerung und eines denkbaren und notwendigen Wachstums. 

Die Spanier leiden unter der höchsten Arbeitslosigkeit in Europa, ebenso Portugal. 

In meine Überlegung schließe ich ein, dass nach dem ICESCR von der UNO alle 

Menschen ein völkerrechtlich verbindliches Recht auf ihre natürliche Lebensgrund-

lagen haben. Das nahezu kostenneutrale Ergebnis lautet: Aufforsten! 

EU Sofortprogramm für Menschen und Klima 

• Im Juli 2011 sind Anbauflächen zu finden für Baumschulen und Pflanzungen. 

Quartiere, insbesondere mobile, sind zu organisieren. 

• August 2011 Arbeitsbeginn z.B. Beschaffung von Erde für felsigen Grund. 

• September 2011 Samen sammeln, Jungpflanzen und Infrastrukturmaßnahmen. 

Ertrag in Zukunft von den Wäldern: Wasser und Schatten also Kühlung, qualitativ 

hochwertige Atemluft, verwertbare nachwachsende Rohstoffe, weniger Jugendarbeits-

losigkeit und mehr Wachstum. 

Sie  werden  sicher  Zustimmung  und  Unterstützung  bekommen  von  Bundeskanzlerin 

Merkel,  die  am  6.  Juni  2007  im  Hamburger  Abendblatt  schrieb:  „Staats-  und 

Regierungschefs müssen ihre Verantwortung annehmen, um die bestmöglichen Rahmen-

bedingungen für Investitionen zu schaffen – durch Achtung der Menschenrechte, 

Rechtsstaatlichkeit und gute Regierungsführung.“ 

Schaffen wir ein Europa für die Menschen! 

Mit freundlichen Grüßen 

Heinr ich Hanke

Weiter Informationen im Blog unter: http://menschenrecht.wordpress.com


